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An den  
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie,  
Klimaschutz und Energie  
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 8. Juli 2026 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die Obleute der Fraktionen haben zur o.g. Sitzung um einen schriftlichen 

Bericht zum Thema „Kostenexplosion an der Zapfsäule – was tun die 

Landeskartellbehörden in NRW für die wirksame Entlastung von Ver-

brauchern und Wirtschaft?“ gebeten. 

 

In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht mit der Bitte um Wei-

terleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Kli-

maschutz und Energie.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Mona Neubaur MdL 
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 8. Juli 2026 

 

„Kostenexplosion an der Zapfsäule – was tun die Landeskartellbehörden 

in NRW für die wirksame Entlastung von Verbrauchern und Wirtschaft?“  

(Berichtsbitte der Fraktion der SPD vom 23. Juni 2026) 

 

 

Die Energiepreissteigerungen infolge der internationalen Konflikte treffen 

Nordrhein-Westfalen mit seinem hohen Anteil energieintensiver Indust-

rien mit besonderer Wucht. Ursache sind die Abhängigkeiten von fossilen 

Brennstoffen. Mit dem konsequenten Ausbau der Erneuerbaren Energien 

befreit sich Nordrhein-Westfalen aus den Abhängigkeiten. Auch Investiti-

onen in Energieeffizienz und mehr zirkuläre Wertschöpfung reduzieren 

die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern. Die Nutzung von zirkulä-

ren, langlebigen Produkten halten gebundene energieintensive Rohstoffe 

länger im Kreislauf. Das Recycling von Rohstoffen aus Produkten, die ih-

ren Lebenszyklus beendet haben, hat üblicherweise einen geringeren 

Energiebedarf als der Abbau und die Verarbeitung von neuen primären 

Rohstoffen. Zirkularität von Beginn an entlang der gesamten Wertschöp-

fungskette mitdenken und umsetzen – das ist von grundlegender Bedeu-

tung. Damit wird sowohl die Effizienz als auch die Resilienz erhöht. 

Steuerliche Entlastungen wie der „Tankrabatt“ setzen hingegen Fehlan-

reize für Verbrauch und Investitionen, die Engpässe sogar noch verschär-

fen. Mögliche „Übergewinne“ wiederum lassen sich nicht rechtssicher 

nachweisen, eine Besteuerung würde daher erhebliche Risiken bergen. 

Eine rückwirkende Besteuerung würde sowohl verfassungsrechtliche 

Fragen aufwerfen, als auch Vertrauen in den Standort kosten. Darüber 

hinaus würde eine solche Steuer für den Fall kontraproduktiv wirken, dass 

Unternehmen die Steuer über höhere Preise wälzen, oder wenn sie Ge-

winne und Mengen verschieben und damit Knappheiten hierzulande ver-

schärfen. Für Effizienz und Fortschritt wäre ein dauerhafter „Tankrabatt“ 

daher – anders als beispielsweise eine Ausweitung der Stromsteuersen-

kung auf alle Verbrauchsgruppen durch den Bund, was mehr Elektrifizie-

rung begünstigen würde – kein geeignetes Mittel. 

Um Effizienz und Fortschritt anzuregen, bedarf es auch eines freien und 

fairen Wettbewerbs. 
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Vor diesem Hintergrund beobachten die Landeskartellbehörde NRW und 

die Energiekartellbehörde NRW im Rahmen ihres gesetzlich vorgesehe-

nen Zuständigkeitsbereichs das Wettbewerbsverhalten verschiedenster 

Marktteilnehmerinnen und -teilnehmer in Nordrhein-Westfalen aufmerk-

sam und schreiten falls notwendig auch ein. 

Dies belegen u.a. auch aktuelle Zahlen, wonach die Landeskartellbe-

hörde NRW in den letzten vier Jahren im Rahmen von Ordnungswidrig-

keitsverfahren Bußgeldbescheide mit Bußgeldern i.H.v. insgesamt 

EUR 1.372.700,00 erlassen hat. 

Im Energiebereich sind in Nordrhein-Westfalen insbesondere die Was-

serversorger marktbeherrschende Unternehmen als natürliche Mono-

pole. Auch bei der Fernwärmeversorgung finden sich überwiegend Mo-

nopol- oder markbeherrschende Strukturen. Die Preise der privat-rechtli-

chen Wasserversorger werden regelmäßig von der Energiekartellbe-

hörde auf missbräuchlich hohe Preise überprüft. Die Preise der Fernwär-

meversorger sind derzeit Gegenstand einer Sektoruntersuchung. 

Für die kartellrechtliche Missbrauchsaufsicht auf den Kraftstoffmärkten ist 

jedoch aufgrund der verfassungsrechtlich vorgesehenen Aufgabenvertei-

lung von Verwaltungsaufgaben zwischen Bund und Ländern in der Regel 

das Bundeskartellamt und nicht die Landeskartellbehörden zuständig.  

Denn die Landeskartellbehörden sind für Kartellrechtsverstöße nach dem 

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) nur dann zuständig, 

wenn die Wirkung des wettbewerbsbeschränkenden oder diskriminieren-

den Verhaltens oder einer Wettbewerbsregel nicht über das Gebiet ihres 

Bundeslandes hinausreicht. Auf den Märkten für den Absatz von Kraft-

stoffen über Tankstellen sind die Auswirkungen jedoch meist länderüber-

greifend. Im Rahmen seiner Zuständigkeit hat das Bundeskartellamt da-

her 2011 sowie 2025 Sektoruntersuchungen im Kraftstoffbereich durch-

geführt.  

Die Märkte für den Absatz von Kraftstoffen über Tankstellen sind nach 

den Feststellungen des Bundeskartellamts sehr transparent. Die Verfüg-

barkeit von Preisinformationen anderer Anbieter nahezu in Echtzeit er-

möglicht es, sehr schnell auf eventuelle Preisvorstöße anderer Unterneh-

men zu reagieren. Infolgedessen können Preise auch ohne kartellrechts-

relevante Absprachen auf einander abgestimmt werden. Umso wichtiger 

ist daher die kartellrechtliche Missbrauchsaufsicht, die durch die Neuein-

führung des § 29a GWB gestärkt wurde. Unmittelbar nach Inkrafttreten 
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des Kraftstoffmaßnahmenpakets hat das Bundeskartellamt die zustän-

dige Beschlussabteilung neu strukturiert und personell aufgestockt.  

Das jüngst in Kraft getretene Kraftstoffpreisanpassungsgesetz (12:00 Uhr 

Regelung - KPAnG) zielt darauf ab, dass die Verlässlichkeit der Preisin-

formationen für Endkundinnen und Endkunden gestärkt wird. Durch diese 

erhöhte Verlässlichkeit der Preisinformation ist jedoch keine allgemeine 

Senkung der Kraftstoffpreise und damit eine monetäre Entlastung der 

Verbraucherinnen und Verbraucher sowie anderer Endkundinnen und 

Endkunden verbunden. Vielmehr steht zu befürchten, dass durch die 

Tankstellen aufgrund der nun nur noch einmalig pro Tag möglichen Preis-

erhöhung Risikoaufschläge vorgenommen werden, die in einem insge-

samt höheren Preisniveau als ohne die Gesetzesänderung resultieren. 

Die Untersuchungen zu dieser Fragestellung durch das Bundeskartellamt 

sind nach Information der Landesregierung noch nicht abgeschlossen. 

Aktuell werden die notwendigen Umsetzungsregelungen des KPAnG für 

Nordrhein-Westfalen geprüft. Dazu gehört auch die Festlegung der Voll-

zugsbehörde(n). Bis zur Festlegung der Vollzugsbehörde(n) gelten die 

Auffangzuständigkeiten nach § 8 Abs. 3 Landesorganisationsgesetz 

(LOG NRW) bzw. § 36 Abs. 1 Nr. 2 a Ordnungswidrigkeitengesetz (O-

WiG). Aus Gründen des Datenschutzes erfolgt eine Übermittlung der Ab-

weichungsfeststellungen im Sinne des § 2 Abs. 1 KPAnG durch die 

Markttransparenzstelle für Kraftstoffe beim Bundeskartellamt ausschließ-

lich an die fachlich und ggf. örtlich zuständige(n) Vollzugsbehörde(n). Da 

diese noch nicht festgelegt wurde(n), wurden seitens der Markttranspa-

renzstelle für Kraftstoffe beim Bundeskartellamt noch keine Abwei-

chungsfeststelllungen für Nordrhein-Westfalen übermittelt.  

Im Übrigen erscheint aus Sicht der Landesregierung ein landesrechtlicher 

Vollzug des Kraftstoffpreisanpassungsgesetz wenig zielführend und 

würde zu mehr Bürokratie führen. Zudem wird die Gefahr einer unter-

schiedlichen Rechtsanwendung innerhalb der Länder gesehen, welche 

die Effektivität der neuen Vorgabe verringern könnte. Aus Gründen der 

Effizienz und zur Reduzierung des Verwaltungsaufwands sollte eine Bun-

desbehörde als zentrale Stelle für den Vollzug des Kraftstoffpreisanpas-

sungsgesetzes verantwortlich sein. Da mit Blick auf mögliche Verstöße 

zudem eine Vielzahl gleichgelagerter Fälle zu erwarten sind, erscheint 

eine Automatisierung der Prozesse angezeigt. Dies setzt jedoch den Voll-

zug durch eine zentrale Stelle voraus und sollte dort erfolgen, wo die Da-

ten bereits erfasst werden. Ein Vollzug des Kraftstoffpreisanpassungsge-
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setzes durch die Markttransparenzstelle für Kraftstoffe beim Bundeskar-

tellamt wäre auch wegen der dort stattfindenden automatisierten Erhe-

bung der Abweichungen gegen die sog. 12-Uhr-Regel aus Sicht der Lan-

desregierung die effizienteste Lösung, um das Gesetz umzusetzen und 

neue Bürokratie zu vermeiden.  Für eine solche Zentralisierung sprechen 

auch die jüngsten Kompetenzerweiterungen des Bundeskartellamts, die 

mit dem 1. Juli 2026 in Kraft getreten sind. 

Das Anliegen haben Ministerin Neubaur und Ministerin Gorißen in einem 

Schreiben an Bundesministerin Reiche übermittelt.  
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